Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/86 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfalle und über Änderungen des Rechts 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom 17. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), wird wie folgt geän- 
dert und ergänzt: 


1. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite 
Kind 25 Deutsche Mark, für das dritte Kind 
60 Deutsche Mark, für das vierte Kind 70 Deut- 
sche Mark, für das fünfte und jedes weitere 
Kind je 80 Deutsche Mark monatlich." 


2. Hinter § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10 a 

Die Bundesregierung hat jährlich, erstmals zum 
31. Dezember 1970, den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes zu berichten, inwieweit es 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft geboten ist, die 
Leistungen nach diesem Gesetz zu ändern." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Bonn, den 25. November 1969 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Eine Anpassung der Leistungen für kinderreiche 
Familien nach dem Bundeskindergeldgesetz ist drin- 
gend geboten, nachdem die Kindergeldsätze ab drit- 
tem Kind seit 1964 unverändert geblieben sind, ob- 
wohl die durchschnittlichen Einkommen im Zeitraum 
zwischen 1964 und 1970 eine Steigerung von etwa 
50 Vo erfahren werden. Der Entwurf stützt sich auf 
eine vom Deutschen Bundestag am 28. März 1968 
einstimmig verabschiedete Entschließung (Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD), nach der als 
Vorwegnahme vor der Gesamtreform des Familien- 
lastenausgleichs die Leistungen für kinderreiche Fa- 
milien 1970 an die wirtschaftliche Entwicklung ange- 
paßt werden sollen. Mit Wirkung von 1. Januar 1970 
sollen nach dem Entwurf die Kindergeldsätze ab 
drittem Kind um je 10 DM monatlich erhöht werden. 

In Anlehnung an § 56 des Bundesversorgungsgeset- 
zes wird die Einfügung eines § 10 a vorgeschlagen, 
nach dem die Bundesregierung jährlidi (erstmals bis 
Ende 1970) zu berichten hat, inwieweit aufgrund der 
wirtschaftlichen Entwicklung eine Anpassung der 
Leistungen nach dem Kindergeldgesetz geboten ist. 
Die vorgeschlagenen Leistungsverbesserungen ste- 
hen der in Aussicht genommenen Gesamtreform des 
Familienlastenausgleichs nicht entgegen. 


Kosten des Gesetzentwurfs und Finanzierung 

Der jährliche Mehraufwand durch die Anhebung des 
Kindergeldes ab drittem Kind beträgt knapp 400 Mil- 
lionen DM; er ist entsprechend dem einstimmigen 
Beschluß des Bundestages vom 28. März 1968 bei 
der Fortschreibung der mehrjährigen Finanzplanung 
zu berücksichtigen. 
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